
8

Wirtschaft Mittwoch, 24. April 2024

Bund findet mehr Oligarchengeld
Es wurden weitere 580 Millionen Franken von Personen oder Firmen ermittelt, die auf den Sanktionslisten der EU stehen.

Daniel Zulauf

Die Schweiz hat seit der letzten
Veröffentlichung im Dezember
2022 weitere Gelder und Ver-
mögenswerte von Personen ge-
funden, die im Zusammenhang
mit dem Krieg Russlands gegen
die Ukraine auf den Sanktions-
listen der EU gelandet sind. Das
für die Überwachung der Sank-
tionen zuständige Staatssekre-
tariat für Wirtschaft (Seco)
nannte an einer Medienkonfe-
renz am Dienstag eine Summe
von 580 Millionen Franken so-
wie zwei weitere Liegenschaf-
ten, die das Amt auch dank eige-
ner Ermittlungen habe sperren
können.

Das Seco hatte im Dezember
2022 die Sperrung von Vermö-
genswerten sanktionierter rus-
sischer Personen und Firmen in
Höhe von 7,5 Milliarden Franken
und 15 Liegenschaften in ver-
schiedenen Kantonen bekannt
gegeben. Zudem wurden auf
Konti verschiedener Schweizer
Geschäftsbanken russische Zen-
tralbankgelder in Höhe von 7,4
Milliarden Franken identifiziert.
Darüber hinaus hatten die Ban-
ken dem Seco Kontoeinlagen
von nicht sanktionierten russi-
schen Personen im Umfang von
46 Milliarden Franken gemel-
det.

DieZahlderSanktionierten
steigt laufend
Inzwischen unterliegen 1703
Privatpersonen und 421 Gesell-
schaften den insgesamt 13
Sanktionspaketen der EU, die
von der Schweiz vollständig
übernommen werden. Der
Kreis ist seit der letzten Erhe-
bung weiter gewachsen. Das
dürfte denn auch der Haupt-
grund dafür sein, dass das Seco
mehr Gelder und Vermögens-
werte zur Sperrung ausfindig
machen konnte.

Ob die zusätzlich ermittel-
ten 580 Millionen Franken im

internationalen Kontext der Su-
che nach Russengeldern viel
oder wenig sind, lässt sich nur
schwerlich beurteilen. Konkre-
te Zahlen über gesperrte russi-
sche Vermögenswerte in ande-
ren Ländern sind rar. Kurz nach
Beginn der russischen Invasion
nannten die USA und die EU
eine Summe von mehr als 300
Milliarden Dollar, die durch die
Sanktionierung von Oligarchen
und russischen Unternehmen
blockiert worden seien. Etwa
zwei Drittel davon entfallen auf
Gelder der russischen Zentral-
bank, die beim europäischen
Zentralverwahrer Euroclear in

Belgien liegen. Für die gesperr-
ten Russengelder in den USA
kursiert eine Zahl von 68 Mil-
liarden Dollar. Der britische
Aussenminister David Came-
ron nannte für sein Land eine
solche von 32 Milliarden Pfund.

Bislangkeine
strafrechtlicheVerurteilung
Obwohl die Schweiz seit der
letzten Erhebung mehr sanktio-
nierte Russengelder gefunden
hat, ist deren Wert von 14,9 Mil-
liarden Franken auf 13 Milliar-
den Franken gesunken. Die Ab-
nahme betrifft vor allem Gelder
von Privatpersonen und Firmen.

Simon Plüss, der beim Seco über
die Sanktionen wacht, erklärte
den Rückgang mit marktbeding-
ten Wertverlusten. Diese seien
insbesondere bei Wertschriften
mit Bezug zu Russland eingetre-
ten.

Zu strafrechtlichen Verurtei-
lungen von sanktionierten Per-
sonen ist es in der Schweiz bis-
lang nicht gekommen. Insge-
samt wurden gemäss Seco 50
Verwaltungsstrafverfahren ge-
führt, von denen 34 rechtskräf-
tig abgeschlossen sind. Sech-
zehn Verfahren sind noch hän-
gig, zwei von ihnen bei der
Bundesanwaltschaft.

Eine offene, international aber
heiss diskutierte Frage ist, ob
und wie die gesperrten Vermö-
gen dereinst genutzt werden sol-
len, um den Wiederaufbau der
Ukraine nach dem Krieg zu fi-
nanzieren. Die Kosten dafür
werden aktuell auf rund 400
Milliarden Dollar geschätzt. Sie
steigen mit der Fortdauer des
Krieges laufend an.

Zu einer direkten Beschlag-
nahmung der blockierten Gel-
der konnte sich die westliche Al-
lianz der Ukraine-Unterstützer
bislang nicht durchringen. Die
Angst vor den Konsequenzen
einer Verletzung von Eigen-
tumsrechten scheint bei vielen
Ländern noch zu gross zu sein.
Allerdings wird im amerikani-
schen Repräsentantenhaus in-
zwischen die Idee diskutiert, die
blockierten Gelder als Sicher-
heiten für Hilfskredite an die
Ukraine zu verwenden.

Alternativ debattiert die EU
über die Möglichkeit, die Zins-
erträge auf den bei Euroclear lie-
genden russischen Zentralbank-
geldern von aktuell rund 4,4
Milliarden Euro der Ukraine zu-
kommen zu lassen. Dafür be-
stünde in der Schweiz aber kei-
ne rechtliche Grundlage, weil
die Zentralbankgelder hier bei
Geschäftsbanken lägen, sagte
Plüss.

Die Schweiz war im Früh-
jahr 2023 international scharf
kritisiert worden, weil sie zu
wenig tue, um die Vermögen
von sanktionierten Personen
und Firmen ausfindig zu ma-
chen. Auf die Frage, wie die Be-
mühungen der Schweiz inzwi-
schen gewertet würden, sagte
Plüss: «Ich war kürzlich in den
USA und darf sagen: Unser Bei-
trag wird geschätzt.» Die
Schweiz ist Mitglied der
«Freeze and Seize Task Force»
in der EU, will aber mit der mul-
tinationalen Taskforce Repo
nicht über eine technische Zu-
sammenarbeit hinausgehen.
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Der russische Oligarch Viktor Vekselberg besitzt bedeutende Beteiligungen an verschiedenen
Unternehmen in der Schweiz. Bild: Chris J. Ratcliffe/Bloomberg

Swisscom stampft
alte Abos ein
Telekom Noch letzten August
hatte die Swisscom versichert,
sie werde bis Ende 2024 die
Preise für die Internet-, TV- und
Festnetz-Abos nicht erhöhen.
Trotzdem wird es für gewisse
Swisscom-Kunden ab Juli teurer.
Der Grund: Das Unternehmen
nimmt drei Produkte definitiv
vom Markt. Diese wurden zwar
schon länger nicht mehr ange-
boten. Allerdings konnten bis-
herige Kunden die Abos weiter-
hin nutzen. Damit ist nun
Schluss. Konkret nimmt der
Telekomanbieter die Abos «blue
TV S», «blue Internet S» und
«Multiroom» aus dem Sorti-
ment. Bestehende Kunden wer-
den auf aktuelle Tarife migriert
– und das ist mit höheren Kosten
verbunden. Die Differenz be-
trägt monatlich zwischen 5 und
10 Franken, wie eine Swisscom-
Sprecherin sagt. Sie bestätigt
einen Bericht der SRF-Sendung
«Espresso». Swisscom gibt zu
bedenken, dass es sich nicht um
Preiserhöhungen handle. Die
Produkte enthielten mehr Leis-
tung. Wie viele Kunden betrof-
fen sind, will das Unternehmen
nicht preisgeben. «Espresso»
geht von mehreren tausend aus.
Sicher ist: Der Ärger dürfte bei
manchen gross sein. (rwa)

EU geht gegen
Wegwerfkultur vor
Konsum Das EU-Parlament hat
für eine Regelung gestimmt,
wonach unverkaufte Kleidung
nicht mehr vernichtet werden
darf. Auch unverkaufte Elektro-
artikel sollen nicht mehr zerstört
werden dürfen. Hintergrund ist
die sogenannte Ökodesign-Ver-
ordnung. Sie schreibt vor, dass
Produkte länger halten sollen
oder sich reparieren lassen müs-
sen. Demnach soll es künftig
digitale «Produktpässe» geben,
mit denen die Kundschaft mehr
Informationen über die Nach-
haltigkeit der Gegenstände
bekommen soll. (dpa)

den Hof anzuschaffen, die für den Acker- und
Gemüsebau notwendig ist. Die geplante An-
schaffung von Velos soll die Anreise mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln erleichtern - die nächste
Haltestelle liegt 40 Fussminuten entfernt.

Bienen verstehen und schützen
In der Schweiz gibt es über 600 Bienenarten,
allein in der Stadt Luzern 150. Doch die Zah-
len sind alarmierend: Die Bestände nehmen
seit Jahrzehnten massiv ab. Bienen spielen für
die Biodiversität und in unserer Nahrungskette
eine wichtige Rolle.

Das Organisationskomitee Bienenzaubermöch-
te die Welt der Wild- und Honigbienen näher-
bringen. Dazu plant es eine Veranstaltung, die
bereits diesen Herbst im Rahmen der Luzerner
Bienentage stattfindet. An Ständen werden Ho-
nigprodukte ausgestellt, bei Aktivitäten lernen
Kinder und Erwachsene, weshalb Bienen wich-
tig fürs Ökosystem sind. Sie sollen erfahren,
welchen Beitrag sie leisten können, um Bienen

Der Beirat hat neun Projekte für den LUKB-
Zukunftspreis nominiert. Zeit, um einen Blick
auf drei dieser Projekte zu werfen.

Mit bis zu 75’000 Franken fördert die Luzerner
Kantonalbank AG Projekte, die einen nachhal-
tigen Nutzen für den Kanton Luzern verspre-
chen. Ob Gemüseanbau, Schutz von Bienen
oder die Integration geflüchteter Menschen,
alle Projekte orientieren sich an den Nachhal-
tigkeitszielen (SDGs) der Vereinten Nationen.

Gemüse aus solidarischer Landwirtschaft
Mangelnder Platz und eine Hofübergabe führ-
ten dazu, dass die Gemüsebaukooperative Ran-
debandi von Neuenkirch auf den Fluckhof in
Littau umzog. Die solidarische Landwirtschaft
schafft Raum für Begegnungen und ermöglicht,
viel über Gemüse zu lernen und mitzuhelfen.
Die Mitglieder packen selbst an, pflanzen, pfle-
gen und ernten das Gemüse, das sie einmal pro
Woche ausliefern. Randebandi erhofft sich,
durch den Zukunftspreis die Infrastruktur für

zu schützen und ihren Lebensraum zu verbes-
sern. In einem Schaukasten lassen sich die In-
sekten beobachten. Der Förderbeitrag ist für die
Anschubfinanzierung vorgesehen, der Anlass
soll künftig jährlich stattfinden und nach fünf
Jahren profitabel sein.

Integration in der Freizeit
Geflüchtete Menschen sind auf Kontakt zu
Einheimischen angewiesen, um ihr neues Zu-
hause und die Kultur kennenzulernen. Doch
wo findet man Leute, die einen unterstützen
und vielleicht sogar Freunde werden? In Ver-
einen. Über 4'000 gibt es im Kanton Luzern;
Lauftreffs und Guggenmusiken, Ruderclubs
und Chöre.

Die Vermittlung übernimmt der Luzerner
«Verein Integration in der Freizeit». Geflüch-
tete, die mitmachen möchten, erhalten Bera-
tung und können schnuppern, bevor sie sich
für einen Verein entscheiden. Vereinsaktivi-
täten bieten eine gute Chance, um am gesell-

Gemüse, Bienen oder Integration – welches Projekt holt viele Stimmen?
schaftlichen Leben mitzumachen und fördern
den interkulturellen Austausch. Der erhoffte
Förderbeitrag wird eingesetzt, um geflüchtete
Menschen bei der Vereinssuche zu unterstüt-
zen, ihnen die Mitgliedschaft und die Teilnah-
me an Aktivitäten zu ermöglichen.

Ab Anfang Mai finden Sie alle Informationen
zu den Projekten online:

Der Beirat hat neun Projekte für den

Zukunftspreis der Luzerner Kantonalbank

AG nominiert, wir stellen Ihnen drei

weitere davon vor.

Jede Stimme zählt:
Stimmen Sie vom 27.Mai bis am 12. Juni 2024 um
12Uhr für Ihr Lieblingsprojekt ab.
lukb.ch/zukunftspreis


